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Fussball, die schönste Nebensache 
der Welt, droht hierzulande we-
gen einiger weniger für viele zum 
grössten Ärgernis zu werden. 

Wer trägt für diese unschöne 
Entwicklung die Verantwortung? 
Sicherlich die einzelnen Missetä-
ter. Aber auch die Vereine, deren 
Präsidenten, die Liga, die staatli-
chen Organe (Politik, Polizei, Jus-
tiz) oder gar die Gesellschaft als 
Ganzes? Wohl alle zusammen und 
das macht Lösungen nicht einfach. 
Am gleichen Strick zu ziehen, das 
sollte der bis anhin wenig gelebte 
Ansatz sein. 

Doch schon stellt sich die nächs-
te Frage: Soll eine weiche oder eine 
harte Linie verfolgt werden?

Die über lange, zu lange Jahre 
praktizierte weiche Linie mit wan-
kelmütigem, sozialtherapeuti-
schem Ansatz blieb ohne nachhal-
tigen Erfolg. Nach wie vor kommt 
es immer wieder zu wüsten Aus-
schreitungen, nicht selten mit er-
heblicher Gefährdung oder Verlet-
zung von Menschen und zu hohen 
Sachschäden. Weshalb angebliche 
Fans dies tun, weiss niemand – 
wohl aus schierer Lust an Gewalt, 
Feuer und Knallerei. Dabei entste-
hen der Allgemeinheit Kosten von 
jährlich vielen Millionen Franken.

Derzeit verweigern radikale 
Fangruppen gar das Gespräch. Die-
se Haltung muss Folgen haben. 
«Wer nicht hören will, muss füh-
len», sagt ein altes Sprichwort. Da-
mit ist bedauerlicherweise die Zeit 
für Nulltoleranz gekommen, dies 
aber zwingend. 

Grundlage, hier hat der Staat 
seine Pflicht getan, ist das ver-
schärfte bundesgerichtlich abge-
segnete Hooligan-Konkordat 
(2012), dem alle Kantone mit Aus-
nahme der beiden Basel (!) ange-
hören. Der polizeilich angeordne-
te Ausschluss der FCZ-Fans vom 
Match in Aarau ist ein gutes Zei-
chen – nicht bloss aus finanziellen 
Überlegungen aber nur ein Zei-
chen.

Mit schöner Regelmässigkeit 
kritisieren vorab die Präsidenten 
des FCB und FCZ nach Ausschrei-
tungen Polizei und Justiz mit Stich-
worten wie Untätigkeit und Ku-
scheljustiz. So lenkt man von eige-

ner Verantwortung ab. Neu wird 
argumentiert, Gewalt in Stadien 
sei analog häuslicher Gewalt ein  
gesellschaftliches Phänomen. Dies 
ist nicht überzeugend und es ist 
untauglich, eigenes Versagen 
schönreden zu wollen. 

Vielmehr sind gerade diese Prä-
sidenten und die Liga aufgefordert, 
nunmehr von der ursprünglich 
vielleicht verständlichen, weichen 
Haltung abzukehren und Farbe im 

Sinne von Nulltoleranz zu beken-
nen. Und dies nicht nur verbal, 
sondern mit Massnahmen, die in 
ihrer Kompetenz liegen. 

Die nächsten Schritte sollten 
ohne Rücksicht auf radikale und 
leider auch friedfertige Fans erfol-
gen, geht es doch um die Kultur 
Fussball. Hier sei der Satz des fran-
zösischen Dramatikers Molière 
(1622–1672) in Erinnerung geru-
fen: «Wir sind nicht nur verant-
wortlich für das, was wir tun, son-
dern auch für das, was wir nicht 
tun.» 

Im Verbund sind Clubs, Liga 
und staatliche Organe zum Woh-
le des Fussballs und der Steuerzah-
lenden gehalten, eine einheitliche 
und konsequente Position zu be-
ziehen und keinerlei Gewaltakte 
in und um Stadien sowie in Fan-
Zügen mehr zu dulden. An taug-
lichen Vorschlägen von Fachleu-
ten und Szenekennern fehlt es 
nicht. So ist zum Beispiel der Ver-
zicht auf Stehplatzrampen ein Ge-
bot der Stunde. 

Dabei sollte sich jeder dieser 
drei Akteure folgende Regel vor 
Augen halten: «Unsere Macht ist 
das Mass unserer Pflicht» (Henry 
Edward Manning, englischer Kar-
dinal, 1802–1892). 

Nulltoleranz – und weg mit  
den Stehplatzrampen

Andreas Brunner hält den sozialtherapeutischen Ansatz im Kampf gegen Hooligans für gescheitert.  
Er fordert die Präsidenten der Fussballclubs auf, ihr eigenes Versagen nicht mehr schönzureden

Andreas Brunner war 
Leitender Oberstaatsanwalt 
des Kantons Zürich. Er schreibt 
einmal im Monat über Themen 
des Strafrechts. Und mag 
Fussball an sich sehr

«Die Liga und  
die Präsidenten 
müssen von ihrer 
weichen Haltung 
abkehren und 
Farbe bekennen»
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Es gibt den schönen deutschen Ausdruck 
«Lügen strafen»: Wer der Unwahrheit über­
führt wird, wird Lügen gestraft. Das ist ges­
tern etlichen Vertretern aus einem global ope­
rierenden Nebenzweig der Medienindustrie 
widerfahren. Der Zweig heisst Regenbogen­
presse. Der gestrige Anlass war das Gross­
ereignis von welthistorischer Tragweite in Lon­
don, die Geburt einer Tochter 
der britischen Königsfamilie. 

Nun wissen wir also, dass das 
Royal Baby ein Mädchen ist. 
Sein Geburtstag ist der 2.  Mai 
2015. Jetzt haben wir die Fak­
ten. Diese Sorte Journalismus 
lebt allerdings auch wunderbar 
ganz ohne Fakten. «Zwillinge!» 
titelte die «Freizeit Spass» vor einigen Wo­
chen. «Es werden zwei süsse Mädchen!» 
wusste die «Neue Welt». Ein Heft namens «die 
aktuelle» hat zudem treffsicher vorhergesagt: 

«Das Baby kommt im März!» Die Liste der 
falschen Royal-Schlagzeilen liesse sich belie­
big verlängern. Die besagte Branche floriert 
trotz Medienwandel und Internet immer noch 
bestens. Allein im deutschsprachigen Raum 
gibt es mehrere Dutzend Titel, sie heissen 
«Revue Aktuell», «Woche Spezial», «Goldene 
Freizeit» oder «Freizeit Spass». 

Keine mühsamen und teuren 
Recherchen, kein Aufwand für 
Layout und Design – die Ware 
rentiert dank tiefen Herstellungs­
kosten und treuem Publikum. Die 
oben genannten Titel sind alle 
dem äusserst amüsanten Blog 
«Topf voll Gold» entnommen, 
dahinter stecken zwei Journalis­

musstudenten, die es sich zum Hobby ge­
macht haben, die Erzeugnisse der Regenbo­
genbranche auf ihren Wahrheitsgehalt zu prü­
fen – mit ernüchterndem Befund. Wie wenig 

sich die Hersteller um Tatsachen scheren, hat 
die Illustrierte «Das Neue» im Januar gezeigt: 
Sie verkündete den Rücktritt der deutschen 
Bundeskanzlerin Angela Merkel: «Die Nerven 
liegen blank!» 

Das Publikum dieser Titel will keine Informa­
tion, sondern Unterhaltung, ein Kauferlebnis 
und ein bisschen Zugehörigkeit. Laut «Topf 
voll Gold» wissen wir, dass die deutschspra­
chige Regenbogenpresse jährlich eine halbe 
Milliarde Hefte absetzt. Diese Blätter bedienen 
eine Klientel, die mit der Überalterung der 
Gesellschaft grösser werden wird, sie bedie­
nen ein Bedürfnis, das nicht ausstirbt. Sie sind 
gedrucktes Treppengeschwätz.

Das Baby unterm Regenbogen
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Die Welt ist auf eine beunruhi­
gende Art und Weise in Bewe­
gung – im tatsächlichen und im 
übertragenen Sinn. Und mit der 
Welt sind es die Menschen. Auch 
wenn wir derzeit nicht im Detail 
wissen, was uns als Aufnahme­
staat von Flüchtlingen erwartet, 
so steht doch fest: Es kommen 
Herausforderungen auf uns zu, 
die nicht kleiner sind als die, die 
wir schon kennen.

Jedenfalls rechnen wir in den 
nächsten Monaten mit einem 
spürbaren Anstieg der Asyl-
zahlen – mit entsprechenden 
Auswirkungen auf Bund, Kantone 
und Gemeinden.

Das heisst: Wir werden kurz­
fristig gefordert sein, eine hohe 
Anzahl Flüchtlinge unterzubringen 
und zu betreuen. Das wird 
schwierig genug sein und uns 
alles abverlangen. Ich bin vor 
diesem Hintergrund froh, dass 
sowohl auf Bundes- als auch auf 
Kantonsebene in Bezug auf die 
Unterbringung und Betreuung 
etwas geht. Beide Staatsebenen 
sind mit Vorbereitungsarbeiten 
für neue Konzepte beschäftigt.

Doch reicht das? Wohl kaum. 
Die eine Aufgabe ist in erster 
Linie eine logistische. Es geht 
darum, zum rechten Zeitpunkt die 
richtige Anzahl Betten für die 
Menschen, die aus aller Welt zu 
uns kommen, bereitzuhalten. 
Denn: Ob wir das wollen oder 
nicht – sie sind da.

Die andere Aufgabe ist schwie­
riger. Ich spreche von der Inte­
gration der Menschen in unserem 
Land – und den Möglichkeiten, 
die wir selber haben, und jenen, 
welche die Flüchtlinge mitbringen. 
Oder anders ausgedrückt: Auf­
nahmepotenzial ist nicht gleich 
Integrationspotenzial.

Aus diesem Grund beteilige ich 
mich nicht am Wettbewerb über 
Forderungen, wie viele Flüchtlinge 
die Schweiz in den kommenden 
Wochen und Monaten aufnehmen 
soll. Denn wer A sagt, muss auch 
B sagen.

Wohl wissend, dass es schwer 
genug ist, genügend Unterkünfte 
zu schaffen. Wohl wissender, 
dass es noch schwieriger ist, 
Menschen, die voraussichtlich 
lange, vielleicht sogar ein Leben 
lang, hier leben werden, so 
schnell als möglich zu integrieren. 
In ihrem Interesse. Aber auch in 
unserem.

Im geltenden Ausländergesetz 
steht unter Paragraf 4, Absatz 3 
wörtlich: «Die Integration setzt 
sowohl den entsprechenden 
Willen der Ausländerinnen und 
Ausländer als auch die Offenheit 
der schweizerischen Bevölkerung 
voraus.»

Ja, so ist es. Öffnen wir uns für 
Menschen, die selber offen sind.

Aufnehmen 
ist nicht gleich 
integrieren
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